
Stärkung der Verbraucherinnen und Verbraucher im Grünen Wandel – Fact Sheet zur
Anwendung der EmpCo-Richtlinie

Worum geht es?
Vor allem um die Bekämpfung von Greenwashing: Eine Studie der EU-Kommission aus dem Jahr
2020 hat gezeigt, 53,3 Prozent der geprüften Umweltaussagen waren vage oder irreführend, 40
Prozent gar nicht belegt. Und trotzdem wirken solche Versprechen beim Kauf von Produkten.
Daraufhin hat die EU- Kommission mit den neuen Regeln der „Empowering Consumers in the Green
Transition Directive“ (EmpCo), die am 27. September in die Anwendung gehen, reagiert. Die neuen
Regeln konkretisieren das EU-Verbraucherrecht und machen es fit für die ökologische
Transformation: Sie ermöglichen es Verbraucherinnen und Verbrauchern an der Ladentheke leichter
nachhaltig konsumieren zu können und so am grünen Wandel teilzuhaben. Verbraucher*innen
erhalten besseren Informationen zum Beispiel zu Haltbarkeit und Reparierbarkeit von Produkten
und werden vor Greenwashing, vorzeitigem Verschleiß und irreführenden
Nachhaltigkeitsversprechen besser geschützt. 
Dafür wurden die Richtlinien über unlautere Geschäftspraktiken und die
Verbraucherrechterichtlinie geändert. Dieses Update des EU-Verbraucherrechts stärkt diejenigen,
die bewusst/nachhaltig einkaufen wollen, und belohnt Unternehmen, die „wirklich“ auf
Nachhaltigkeit setzen und damit werben. 

Warum reden wir jetzt über die neuen Regeln?
Nach 2 Jahren Verhandlung sind im März 2024 sind die neuen Regeln formal in Kraft getreten. Ab
dem 27. September 2026 gehen sie in die Anwendung: Sie gelten für Unternehmen und
Verbraucherinnen und Verbraucher. 
Die Europäische Kommission hat den Vorschlag 2022 vorgelegt. 2024 hat das Europäische
Parlament dem Verhandlungsergebnis mit großer Mehrheit zugestimmt (593 Ja-Stimmen inklusive
der gesamten EPP, 21 Nein-Stimmen und 14 Enthaltungen), anschließend auch der Rat. Die EU-
Mitgliedstaaten mussten die Richtlinie bis zum 27. März 2026 in nationales Recht umsetzen.

Was umfassen die neuen Regeln?
Die neuen Regeln zur „Stärkung der Verbraucherinnen und Verbraucher im Grünen Wandel“
schreiben verpflichtende Verbraucherinformationen im Binnenmarkt vor und verbieten unfaire
Handelspraktiken, die damit vom Markt verschwinden müssen. Der Geltungsbereich umfasst alle
B2C-Geschäfte in der EU, insbesondere die Bereitstellung von Informationen über Produkte und die
Bekämpfung irreführender Praktiken.

Fact Sheet zum Inkrafttreten der Regeln der 
Richtlinie 2024/825 am 27. September 2026
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https://ec.europa.eu/commission/presscorner/api/files/document/print/de/qanda_23_1693/QANDA_23_1693_EN.pdf


Was sind die Neuerungen für Unternehmen und Verbraucher*innen ab September?
Erweiterung der Unfair Commercial Practices Directive (2005/29/EC)

Verbot irreführender Umweltaussagen („Greenwashing“): 
Umweltbezogene Angaben müssen klar, nachweisbar und nicht irreführend sein.
Allgemeine, vage Aussagen (z. B. „klimaneutral“) ohne konkrete Belege sind verboten.
Verbot vorzeitiger Obsoleszenz: 
Hersteller dürfen die Lebensdauer von Produkten nicht künstlich verkürzen.
Verbraucherinnen und Verbraucher müssen über Software-Updates informiert werden, die die
Funktionalität von Hardware beeinträchtigen könnten.

Erweiterung der Consumer Rights Directive (2011/83/EU)
Pflicht zur Bereitstellung klarer Informationen: 
Haltbarkeit und Reparierbarkeit: Verbraucherinnen und Verbraucher müssen vor dem Kauf über
die erwartete Lebensdauer und Reparaturmöglichkeiten informiert werden.
Gewährleistungs- und Garantieinformationen: Harmonisierte Angaben zur gesetzlichen
Gewährleistung und kommerziellen Garantie, inkl. einer EU-weiten Standardvorlage für
Garantiebescheinigungen.
Reparaturinformationen: Verbraucherinnen und Verbraucher müssen über das Recht auf
Reparatur und die Verfügbarkeit von Ersatzteilen informiert werden.

Neue Informationspflichten
Harmonisiertes EU-Label: Einführung eines einheitlichen Labels für die freiwillige,
weitergehende Garantie von Haltbarkeit. 
Transparenz bei Preisangaben: Wenn ein Produkt als „nachhaltig“ beworben wird, müssen die
Gründe dafür offengelegt werden.

Das EU-Label für weitergehende Garantien:

FAQ zur Anwendung der Regeln

„Was bedeuten die Regeln in der Umsetzung ganz konkret?“
Die Europäische Kommission hat hierzu ein sehr ausführliches Question-and-Answers Dokument
erstellt, das sie im Sommer 2026 aktualisiert hat. Hierin beantwortet die zuständige DG JUST
Fragen zu Definitionen, Zertifizierungen oder zum Beispiel auch, wie Label auf Produkten
anzubringen sind. 
Ganz konkret wird durch die EmpCo Regulierung der Siegel-Dschungel in unseren Supermärkten
gelichtet. Zukünftig dürfen nur Nachhaltigkeitssiegel auf Produkten verwendet werden, die einer
Zertifizierung durch eine dritte Partei unterliegen. Dadurch müssen sich einige „Marketinglogos“
vom Markt verabschieden, die zuvor durch Verbraucher*innen als Siegel wahrgenommen worden
sind. 

2

https://commission.europa.eu/document/download/3c257883-bb2a-4dd9-a6dc-501d587bb34f_en?filename=ECGT%20Directive%20FAQ_update%20with%20CPC%20Common%20Understanding.pdf
https://commission.europa.eu/document/download/3c257883-bb2a-4dd9-a6dc-501d587bb34f_en?filename=ECGT%20Directive%20FAQ_update%20with%20CPC%20Common%20Understanding.pdf


„Ist das nicht nur neue, unnötige Bürokratie?“
 Der Übergang zur Kreislaufwirtschaft ist in Zeiten massiven Ressourcenverbrauchs und
galoppierender Klimakrise kein nice-to-have. Klare EU-Regeln schaffen gerade für Unternehmen
Rechtssicherheit und gleiche Wettbewerbsbedingungen – besonders für die Unternehmen, die sich
auf den Weg der Nachhaltigkeit machen. Es ist unfair, wenn ehrliche Unternehmen gegen
Konkurrenten antreten müssen, die mit billigem Greenwashing werben. Nachhaltig wirtschaftende
Unternehmen sollten nicht dafür bestraft werden, dass andere sich die Umweltfreundlichkeit
einfach auf die Verpackung schreiben. 
Beide Richtlinien bestanden schon vor den Neuerungen der Regeln und werden lediglich
aktualisiert. Sie regulieren nicht Produktdesign oder Produktionsweise, sondern nur die
Produktinformation. Mit der EmpCo Regulierung stärken wir informierte Verbraucherinnen und
Verbraucher beim nachhaltigen Konsum am Regal und wir stärken nachhaltig wirtschaftende
Unternehmen vor unseriösem Greenwashing. 
Wie immer gilt bei europäischen Regeln: Eine Regel ersetzt 27 mitgliedsstaatliche. Der europäische
Binnenmarkt ist auch ein Motor zur Vereinfachung für Unternehmen, die europaweit aktiv sind und
sich dadurch nicht mehr mit einem Flickenteppich auseinandersetzen müssen.

„Sollten kleine Unternehmen nicht von den Regeln ausgenommen werden?“
Gerade kleine Unternehmen brauchen Unterstützung bei der Umsetzung – aber das Argument kann
kein Freifahrtschein für Greenwashing sein. Außerdem profitieren seriöse Unternehmen von klaren,
europaweit geltenden Regeln – auch die kleinen. Unternehmen unter einer bestimmten Größe
auszunehmen, kann zu Vertrauensverlust bei Verbraucherinnen und Verbrauchern führen. Wichtig
ist deshalb eine einfache, praktikable Umsetzung und Unterstützung für KMU statt Ausnahmen, die
Verbraucherrechte aushöhlen.

„Braucht es Übergangsfristen für bestimmte Sektoren?“
Die Richtlinie sieht keine Abverkaufsfristen, Übergangsfristen oder Sonderregeln für Altbestände
vor. Die finalen Regeln sind seit 2024 in Kraft, bis zur Anwendung in diesem September war also
ausreichend Zeit sich darauf einzustellen. Gleichzeitig gibt es Sektoren, in denen Produkte teils
lange in Verkehr und damit auf dem Binnenmarkt unterwegs sind. Klar ist, dass die Zerstörung
dieser Produkte nicht im Sinne des Gesetzgebers sind. Ausnahmen für bestimmte Sektoren,
Sonderregeln oder Übergangszeiten hat die Europäische Kommission in der nationalen Umsetzung
abgelehnt. Daher müssen Lösungen im Einzelfall gefunden werden, wie in der Praxis zum Beispiel
durch Aufsteller zum Verkaufszeitpunkt oder Aufkleber auf Produkten die Informationspflichten
erfüllt werden können (s. Questions-and-Answers der Europäischen Kommission).

„Machen die Regeln Werbung und Innovation schwieriger?“
Auch Innovation braucht Vertrauen. Wer tatsächlich ein ressourcen- und klimaschonendes Produkt
entwickelt, sollte nicht mit Unternehmen konkurrieren müssen, die mit unbelegten „grünen“
Versprechen dasselbe Image erzeugen. Die Richtlinie verbietet nicht nachhaltige Werbung – sie
verlangt, dass diese der Wahrheit entspricht.
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„Brauchen Verbraucher*innen die EmpCo überhaupt?“
Das Ziel der Richtlinie ist, dass Verbraucherinnen und Verbraucher informiert entscheiden können,
was sie kaufen. Wenn auf einem Produkt „umweltfreundlich“ steht, können Verbraucherinnen und
Verbraucher nicht erst eine wissenschaftliche Untersuchung durchführen. Sie müssen sich an der
Ladentheke auf Produktinformationen verlassen können. Genau hier setzt die Richtlinie an: Keine
Täuschung, bessere Informationen, echte Wahlfreiheit. Für diejenigen, die nicht nachhaltig kaufen
möchten, ändert sich nichts.

„Ist das nicht Symbolpolitik, wenn die Produkte nicht automatisch nachhaltiger werden?“
Für den Übergang zur Kreislaufwirtschaft reichen Maßnahmen des EU-Verbraucherrechts allein
nicht aus. Deshalb müssen wir es mit verbindlichen Produktstandards, Ökodesign, Reparaturrechten
und einer starken Kreislaufwirtschaft verbinden. Die Richtlinie ist ein wichtiger Baustein – aber
nicht der gesamte Werkzeugkasten.

Was ab 27. September 2026 verboten ist:
Das Gesetz listet Praktiken auf, die ohne Weiteres unzulässig sind – sogenannte per-se-Verbote. Die
wichtigsten gegen Greenwashing im Überblick:

Nachhaltigkeitssiegel ohne anerkanntes Zertifizierungssystem sind verboten. Das betrifft neue
und bestehende Siegel gleichermaßen.
Vage Umweltbegriffe allein reichen nicht. Wer "umweltfreundlich", "nachhaltig" oder "grün"
schreibt, braucht einen anerkannten Nachweis hervorragender Umweltleistung (etwa das
Österreichische Umweltzeichen) oder die Begründung direkt am Siegel.
Keine Umweltaussagen über das gesamte Produkt oder das gesamte Unternehmen, wenn sie
sich nur auf einen Teilaspekt beziehen. Wer behauptet, erneuerbare Energie zu nutzen, obwohl
viele Standorte noch fossile Brennstoffe verwenden, handelt unlauter. Gleiches gilt, wenn eine
Verpackung aus Recyclingmaterial als Beleg für ein völlig nachhaltiges Produkt herhalten soll.
Klimaversprechen durch bloße Kompensation für ein Produkt sind verboten. Aussagen wie
"klimaneutral", "CO2-positiv", "klimaschonend" oder "mit reduziertem CO2-Fußabdruck" über ein
konkretes Produkt sind unzulässig, wenn sie allein auf dem Kauf von Klimazertifikaten
außerhalb der eigenen Wertschöpfungskette beruhen. Auf ergriffene
Kompensationsmaßnahmen darf ausnahmsweise hingewiesen werden, wenn das nicht
irreführend ist.
Gesetzliche Mindestanforderungen dürfen nicht als Alleinstellungsmerkmal beworben werden.
Was ohnehin für alle Produkte dieser Kategorie auf dem EU-Markt gilt, darf nicht als
Besonderheit des eigenen Angebots verkauft werden.

Diese neuen per-se-Verbote gelten unmittelbar nur im Verhältnis zu Verbrauchern (B2C). Im B2B-
Bereich greifen sie über das allgemeine Irreführungsverbot – der Unterschied ist in der Praxis
damit wohl gering.
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Außerdem wird der allgemeine Irreführungstatbestand erweitert: Umweltversprechen für die
Zukunft – etwa “bis 2030 klimaneutral” – sind nur noch zulässig, wenn ein öffentlich zugänglicher
Umsetzungsplan existiert: messbare Ziele, klarer Zeitplan, regelmäßige Prüfung durch unabhängige
externe Experten. Fehlt das, ist die Aussage unzulässig – egal wie gut gemeint. Ebenfalls verboten:
Werbung mit Vorteilen, die irrelevant sind und sich nicht aus einem Merkmal des Produkts oder der
Geschäftstätigkeit ergeben.

Was als Nachweis gilt – und welche Zertifikate helfen
Wer allgemeine Begriffe wie “umweltfreundlich” oder “nachhaltig” ohne weitere Erläuterung
verwenden möchte, braucht einen anerkannten Nachweis hervorragender Umweltleistung. Welche
Zertifikate zählen? Jedenfalls solche, die auf staatlich anerkannten Normen basieren, wie etwa:

• EU-Umweltzeichen;
• Österreichisches Umweltzeichen;
• Blauer Engel (Deutschland);
• Nordic Swan (gültig in Skandinavien und Island).

Entscheidend ist, dass das Zertifikat zur konkreten Aussage passt. Wer mit “biologisch abbaubar”
wirbt, kann das nicht allein durch ein allgemeines Umweltlabel belegen, wenn dessen Kriterien für
dieses Produkt keine Anforderungen an die biologische Abbaubarkeit enthalten. Eine vollständige
offizielle Liste anerkannter Systeme gibt es (zurzeit) nicht – Unternehmen müssen selbst prüfen, ob
ein Siegel die gesetzlichen Anforderungen erfüllt.
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Fragen? 
Gerne per Email an Büro Anna Cavazzini MdEP:  anna.cavazzini@europarl.europa.eu

mailto:anna.cavazzini@europarl.europa.eu
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